Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3000 


Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 


Bonn, den 3. Januar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Mittel für die Bekämpfung des Mißbrauchs von Rausch- 
giften und Drogen in den Haushalten des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden in den Jahren 1971 und 1972 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Jung- 
mann und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2549 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich auf der Grundlage einer 
Umfrage bei den Landesregierungen und im Einvernehmen mit 
den in der Interministeriellen Arbeitsgruppe zur Bekämpfung 
des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs vertretenen Bundes- 
ressorts wie folgt; 


1. Welche Mittel haben Bund, Länder und Gemeinden im Jahre 
1971 für die Bekämpfung der Rauschmittel- und Drogensucht und 
die Verwirklichung des Aktionsprogrammes der Bundesregie- 
rung zur Verfügung gestellt? 


Bund und Länder haben im Jahre 1971 für die Bekämpfung der 
Rauschmittel- und Drogensucht und die Verwirklichung des 
Aktionsprogramms der Bundesregierung rund 18,827 Mio DM 
zur Verfügung gestellt. Der Bund hat davon insgesamt 6,527 
Mio DM bereitgestellt. Der Haushaltsansatz bei Kap. 15 02, 
Tit. 531 07, von 1,5 Mio DM wurde mit 5 Mio DM überplan- 
mäßigen Haushaltsmitteln verstärkt. Die Länder haben nach 
eigenen Angaben insgesamt Ausgaben in Höhe von 12 300 200 
DM geleistet. 

Die Ausgaben der Gemeinden für die Bekämpfung des Drogen- 
mißbrauchs konnten im einzelnen nicht ermittelt werden. Die 
Summe der geschätzten Ausgaben dürfte mindestens die Höhe 
erreichen, die von Bund und Ländern geleistet wurde. 

Im Rahmen der internationalen Maßnahmen gegen den Drogen- 
und Rauschmittelmißbrauch und der internationalen Bindungen 
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der Bundesrepublik Deutschland wurden außerdem im Haus- 
haltsjahr 1971 

1 000 000 DM für den Suchtstoffonds der Vereinten Nationen, 

300 000 DM als Beitrag zu den Kosten der internationalen 
Rauschgiftkontrolle der Vereinten Nationen 

bereitgestellt. 

Nicht in der Aufstellung enthalten sind die Ausgaben der be- 
reits bestehenden Einrichtungen des Bundes, wie der Bundes- 
opiumstelle beim Bundesgesundheitsamt, der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung, der Zollverwaltung, des Bun- 
deskriminalamtes und in den Ländern der Landeskriminalämter, 
die durch Schwerpunktverlagerungen oder Ausbau im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel für die zusätzlichen Aufgaben 
im Kampf gegen den Drogen- und Rauschmittelmißbrauch 
erfolgten. 


2. Welche Maßnahmen konnten damit in Angriff genommen 
werden? 

1. Mit dem Betrag von 6,527 Mio DM Bundesmitteln wurden 

folgende Maßnahmen eingeleitet bzw. durchgeführt: 

1. Information und Aufklärung 2 350 000 DM 

- primär der Eltern und Erzieher -, Ver- 
sand von Informationsbroschüren, An- 
zeigen, Maternseiten, Filmentwicklung, 

Seminare, Kongresse sowie Vorberei- 
tungskosten für die Kampagne 1972. 

2. Erarbeitung empirisch gesicherter bundes- 4 000 000 DM 
weiter Empfehlungen für Organisation, 

personelle Besetzung und Arbeitsweise 
von Einrichtungen der Beratung, Be- 
treuung, ambulanten Behandlung und 
sozialen Reintegration drogengefährdeter 
und -abhängiger Jugendlicher durch 
Förderung von Modelleinrichtungen in 
Zusammenarbeit mit den Landesregierun- 
gen. Die Maßnahme dient auch zur Ent- 
wicklung neuer, erfolgsversprechender 
Formen der Beratung, therapeutischen Be- 
handlung und gesellschaftlichen Einglie- 
derung Drogen- und Rauschmittelgefähr- 
deter und -süchtiger. 

3. Förderung von Forschungsvorhaben, 150 000 DM 
Gutachten, Dokumentationen. 

4. ' Schwerpunktaktion zur Bekämpfung der 27 000 DM 

Rauschgiftkriminalität (3. bis 10. Oktober 
1971) im Rahmen des Kriminalpolizei- 
lichen Vorbeugungsprogramms des Bun- 
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deskriminalamtes zur Aufklärung und 
Warnung von Tätern und Konsumenten 
mit Verbreitung von Plakaten und Bro- 
schüren sowie der Ausgabe von ca. 9000 
Informationsmappen an Multiplikatoren 
(Presse- und Polizeidienststellen). 

Es wird auch auf die Antworten zu der Kleinen Anfrage 
Drucksache VI/2474 vom 21. Juli 1971 ergänzend hinge- 
wiesen. 

II. Die Länder bemühen sich, die Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs zu intensivieren. Die nachstehende 
Übersicht zeigt die Maßnahmen auf, die in den Bundes- 
ländern angelaufen sind. 

1. Aufklärungsmaßnahmen 

- Beschaffung und Verteilung von Informationsmaterial 
über die Gesundheits-, Jugend- und Schulämter, 

- Ankauf und Vorführung von Filmen und Diapositiven 
über Rauschmittel- und Drogenmißbrauch, 

- Zusammenstellen einer Ausstellung zur breiten Informa- 
tion der Bevölkerung, 

“ Veranstaltung von Seminaren zur Lehrerfortbildung, für 
sonstige Schlüsselpersonen und Multiplikatoren, Schüler- 
mitverwaltung, 

- Einrichtung einer Koordinierungs- und Informationszen- 
trale. 

2. Einrichtungen 

zur Beratung und Behandlung drogengefährdeter und -ab- 
hängiger Jugendlicher, 

- Schaffung von Beratungsstellen für drogengefährdete und 
-abhängige Jugendliche, 

- Unterstützung der Trägervereine von therapeutischen 
Wohngemeinschaften, 

- Schaffung von medizinischen und sozialtherapeutischen 
Behandlungen in den psychiatrischen Krankenhäusern. 

3. Forschung 

Finanzierung von Forschungsvorhaben, z. B. des Vorhabens 
„Situationsanalyse jugendlicher Rauschgiftdelinquenten" des 
Gerichtsmedizinischen Instituts der Universität Aachen. 

4. Polizei 

Die wichtigsten der bisher durchgeführten Maßnahmen sind 

- Schaffung von Spezialdienststellen der Kriminalpolizei mit 
zentralen Befugnissen in den Schwerpunktgebieten der 
Rauschgiftkriminalität (Großstädte, Garnisonsstädte, ins- 
besondere Standorte der Stationierungsstreitkräfte usw.), 

- verstärkter personeller Einsatz von Polizeikräften bei der 
Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität, 
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- Erhöhung der finanziellen Mittel, 

- Verbesserung der finanziellen und technischen Ausstat- 
tung der auf dem Gebiet der Rauschgiftkriminalität tätigen 
Polizeidienststellen, 

- gezielte Ausbildungsmaßnahmen für Beamte der Kriminal- 
polizei, der Schutzpolizei und des Grenzschutzeinzel- 
dienstes, 

- Verbesserung der Ermittlungsmethoden, 

- Verbesserung des Nachrichten- und Meldedienstes, 

- Ausbildung und versuchsweiser Einsatz von Rauschgift- 
spürhunden. 

Weitere Maßnahmen werden in Ausführung von 17 Vorschlä- 
gen folgen, die von einer unter dem Vorsitz des Bundesmini- 
sters des Innern stehenden ad hoc-Kommission erarbeitet und 
von der Ständigen Konferenz der Innenminister der Länder in 
der Sitzung am 16. Dezember 1971 gebilligt worden sind. 


3. Welche Mittel wird die Bundesregierung im Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplanes 1972 für die Verwirklichung ihres Aktions- 
programmes vorsehen? Welche Maßnahmen gedenkt sie damit 
zu vollenden oder in Angriff zu nehmen? 


Die Bundesregierung hat im Haushalt 1972 des Bundesministe- 
riums für Jugend, Familie und Gesundheit für Maßnahmen 
gegen den Drogen- und Rauschmittelmißbrauch 8 Mio DM aus- 
gebracht. 


Es ist vorgesehen, die Mittel wie folgt einzuteilen: 


1. Spezifische Aufklärungskampagne ein- 2 500 000 DM 
schließlich vorbereitender und begleitender 

Forschung sowie Erfolgskontrollen, 

2. Internationalen Erfahrungsaustausch, Semi- 500 000 DM 
nare, Lehrgänge, Arbeitstagungen, Kon- 
gresse. 


3. Erarbeitung empirisch gesicherter bundes- 4 000 000 DM 
weiter Empfehlungen für Organisation, per- 
sonelle Besetzung und Arbeitsweise von 
Einrichtungen der Beratung, Betreuung, am- 
bulanten Behandlung und sozialen Reinte- 
gration drogengefährdeter und -abhängiger 
Jugendlicher durch Förderung von Modell- 
einrichtungen in Zusammenarbeit mit den 
Landesregierungen. Die Maßnahme dient 
auch zur Entwicklung neuer, erfolgsverspre- 
chender Formen der Beratung, therapeuti- 
schen Behandlung und gesellschaftlichen Ein- 
gliederung Drogen- und Rauschmittelgefähr- 
deter und -süchtiger. 
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4. Forschungsvorhaben, Gutachten sowie für 1 000 000 DM 
Informationsdienst „Drogengefährdung und 
Alkoholmißbrauch der vom Deutschen In- 
stitut für medizinische Dokumentation und 
Information in Köln (DIMDI) herausgegeben 
wird. 

Andere Maßnahmen in anderen Ressorts sind finanziell nicht 
detailliert zu erfassen. 


4. Plant die Bundesregierung die Zuwendungen für die freien Ver- 
bände - insbesondere für die Deutsche Hauptstelle gegen die 
Suchtgefahren - gegenüber den Vorjahren im Jahre 1972 zu 
erhöhen? 

Für die Deutsche Hauptstelle gegen die Suchtgefahren (DHS) ist 
eine Erhöhung der Haushaltsmittel gegenüber dem Rechnungs- 
jahr 1971 von 220 000 DM (1970 - 186 160 DM) um 7920 DM auf 
227 920 DM vorgesehen. Die Erhöhung gegenüber dem Vorjahr 
deckt die Verpflichtungen aufgrund tarifrechtlicher Erhöhung 
der Angestelltenvergütung ab. 

Den Bemühungen der DHS, neben der Wahrnehmung ihrer 
traditionellen Aufgaben in der Alkoholkrankenfürsorge auch 
Fragen des aktuellen Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs 
unter Jugendlichen in ihren Maßnahmenkatalog aufzunehmen, 
wurde mit einer Erhöhung des institutioneilen Zuschusses um 
33 840 DM bereits im Haushaltsjahr 1971 entsprochen. 

Außerdem erhält die DHS zweckgebundene Mittel aus dem 
Bundeshaushalt zur Durchführung von Einzelmaßnahmen, die 
im Kampf gegen den Drogen- und Rauschmittelmißbrauch be- 
sondere Bedeutung haben und für deren Realisierung nicht be- 
reits geeignetere Einrichtungen bestehen. Ein Beispiel dafür 
war die Wissenschaftliche Fachkonferenz „Drogen- und Rausch- 
mitteF' vom 9. bis 12. November 1971 in Stuttgart. 

Im übrigen kann davon ausgegangen werden, daß die Zuwen- 
dung an die Freien Verbände, die in der Suchtbekämpfung tätig 
werden, gegenüber den Vorjahren nach Maßgabe der verfüg- 
baren Mittel im Jahre 1972 erhöht wird. 


5. Werden die Länder und Gemeinden in den Haushalten 1972 mehr 
Mittel (in welchem Umfang) zur Bekämpfung des Mißbrauchs 
von Rauschmitteln und Drogen vorsehen als in den Haushalten 
1971? Hat die Bundesregierung darüber (mit welchem Ziel) 
Verhandlungen geführt? 

Die Länder und Gemeinden werden im Haushaltsjahr 1972 die 
Haushaltsmittel für die Bekämpfung des Drogen- und Rausch- 
mittelmißbrauchs wesentlich erhöhen. Genaue Angaben können 
zur Zeit nicht gemacht werden. 
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Abgrenzungsschwierigkeiten über Art und Umfang der tatsäch- 
lichen und ausschließlichen Verwendung der von den Ländern 
angegebenen Haushaltsmittel bei der Lösung des Drogen- und 
Rauschmitteiprobiems lassen auch künftig nur begrenzt aus- 
sagefähige Zahlenangaben zu. 

Bei den Beteiligten auf Bundes- und Landesebene besteht Ein- 
vernehmen darüber, daß größere Haushaltsansätze für Maß- 
nahmen gegen den Drogen- und Rauschmittelmißbrauch be- 
nötigt werden. Entsprechende Feststellungen wurden von den 
hauptbeteiiigten Bundes- und Landesministern anläßlich ihrer 
Konferenzen, von der Arbeitsgemeinschaft der Obersten Ju- 
gendbehörden der Länder, von der Arbeitsgemeinschaft der 
Leitenden Medizinalbeamten und vom Ständigen Arbeitskreis 
der Drogenbeauftragten der Länder und des Bundes getroffen. 

Die Bereitstellung von Bundesmitteln für eine Modellaktion 
(siehe Antworten zu Fragen 2 und 3) aktiviert außerdem öffent- 
liche Mittel der Länder und Gemeinden für die Errichtung und 
den laufenden Betrieb von Beratungs- und Betreuungseinrich- 
tungen, die später von örtlichen Trägern ganz übernommen 
werden sollen. 

In jedem Bundesland wurden inzwischen interministerielle - in 
den Stadtstaaten interbehördliche - Arbeitsgruppen oder spe- 
zielle Kommissionen zur koordinierten Entwicklung und Durch- 
führung von Maßnahmen gegen den Drogen- und Rauschmittei- 
mißbrauch gebildet. Die von diesen Gremien vorgeschiagenen 
Programme werden auch unter Berücksichtigung ihrer finan- 
ziellen Realisierbarkeit geprüft und verabschiedet. 

Der Koordinierung zwischen Bund und Ländern dient der Stän- 
dige Arbeitskreis der Drogenbeauftragten der Länder und des 
Bundes, der auf Initiative der Bundesregierung geschaffen 
wurde. 


6. Weldie Maßnahmen werden Länder und Gemeinden damit vor- 
aussichtlich vollenden oder in Angriff nehmen können? 

Die 1971 aufgenommenen Aktivitäten besonders im Bereich der 
Aufklärung werden sowohl von den Ländern als auch im kom- 
munalen Bereich erheblich intensiviert. Die medizinische und 
sozialtherapeutische Betreuung wird verbessert werden. Es ist 
die Erweiterung von Heimen für die sozialtherapeutische In- 
tensivbetreuung vorgesehen. Ferner wird die Bekämpfung der 
Drogen- und Rauschmittelkriminalität weiter verstärkt werden. 


In Vertretung 

von Manger-Koenig 
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